
«Die weltweit grõssten Inves­
titionen im Agro-Food-Bereich 
werden im Silicon Valley getã­
tigt>>, sagt Grootes. Es gebe auch 
hier den Takt an. Grootes nennt 
als Beispiele Sensoren, die den 
Zustand von fertig verpackten 
Lebensmitteln überwachen, 
oder Drohnen, die Ackerlrultu­
ren auf Schãdlingsbefall kontrol­
lieren. (wid) 

liegenden Straftatbestãnde ha­
·ben keinen Zusammenhang rnit 
der Amtsführung von Zellweger 
Andreas. Es liegen keine Hin­
weise vor, wonach er sich im 
Rahmen seiner beruilichen Tã­
tiglceiten nicht an die gesetz­
lichen Grundlagen . gehalten 
oder sein Amt missbraucht hat­
te», hiess es darin. Mitgemeint 
sind darnit auch frühere beruf- · 

- -
. wõhnlich, sagenmehrereAnwãl-

te. Ungewõhnlich sei es vor al­
lem deshalb, weil es sich bei Zell­
weger um eine Person des õf­
fentlichen Interesses handle. Die 
Staatsanwaltschaft müsse «et­
was sehr Gravierendes» gegen 
Zellweger in der Hand haben, 
ansonsten grenze eine derart 
lange Untersuchungshaft ohne 
geringste Informationen für die 
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ültig 
Die lnitiative «Für die Volksschule» widerspricht übergeordnetem Recht. Zu diesem Schluss kommt 
das St. Galler Verwaltungsgerícht- und weist di e Beschwerde des Vereins «Starke Volksschule» a b. 

REGULA WEIK 

S'll'.GA!.!.IE~. Der Verein «Starke 
Vollcsschule» hat dieser Tage Be­
scheid vom St. Galler Verwal­
tungsgericht erhalten- abschlã­
gigen. Das Gericht kommt zum 
Schluss, die Initiative «Für die 
Vollcsschule>> - der Verein hatte 
sie parallel zur HarmoS-Initia­
tive lancieren wollen - ist nicht 
zulãssig. Sie verstosse gegen 
«übergeordnetes Recht>>, stellt 
das Verwaltungsgericht fest und 
schützt damit einen Entscheid 
der St. Galler .Regierung. Diese 
hatte die Initiative im Herbst als 
unzulãssig taxiert. Dagegen hat­
te der Verein «Starke Vollcsschu­
le» Beschwerde beim Verwal-

tungsgericht erhoben- erfolglos, 
wie nun feststeht. 

Ob der Verein den Entscheid 
alczeptiert, ist noch offen. Alt 
Prãsident Michael Fitzi - er trat 
vergangene Woche als Prãsident 
zurück- sagt aufAnfrage, di e Ini­
tianten hãtten den mehrseitigen 
.Entscheid zur Kenntnis genom­
men. Sie würden die Begrün­
dung genau analysieren und all­
fàllige weitere Schritte prüfen. 

Gegen Lelln-]pllian 2ll. 

Die Ablehnung der Beschwer­
de . trifft den Verein in ei.pem 
Kernanliegen. Er wehrt sich ve­
hement gegen die Einführung 
des Lehrplans 21 und will auf der 
Primarstufe Unterricht in hõchs~ · · 

tens einer Fremdsprache zulas­
sen. Dieses Anliegen hãtte er 
gerne gesetzlich fudert. Do eh das 
widerspricht dem HarmoS-ÍCon­
kordat, dem der Kanton St. Gal­
len angehéirt; das Stimmvolk 
hatte den Beitritt im Winter 2008 
gutgeheissen. Heute wird im 
Kanton St. Gallen ab der dritten 
Klasse Englisch und ab d er fünf­
ten Klasse zusãtzlich Franzõ­
sisch unterrichtet. 
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Das Verwaltungsgericht hãlt 
denn auch fest: Die Initiative 
«Für die Volksschule» verstosse 
in ihrem zentralen Anliegen -
hõchstens eine· Fremdsprache 
auf Primarschulstufe - sowohl 

gegen Bundesverfassungsrecht 
al.s au eh gegen das für d en Kan­
tan St. Gallen verbindliche Hàr­
moS-Konkordat. 

· Um sein Ziel zu erreichen, 
muss der Verein also den «Um­
weg über HarmoS» einschlagen. 
Da ist er gut unterwegs: Seine 
HarmoS-Initiative - sie fordert 
d en Austritt St. Gallens aus d em 
Konlcordat- ist zustande gekom­
men. Doch selbst wenn er eine 
Vollcsmehrheit für sein Anliegen 
gewinnt, ist die Regierung frei, 
künftig einen Lehrplan rnit zwei 
Fremdsprachen urnzusetzen -
und d er Verein hãtte sein zentra­
les Ziel verfehlt. Der Entscheid 
des Verwaltungsgerichts ist no eh 

zung steht noch aus. Die dtei­
kõpfige Anldagekammer tagt erst 
kommende Woche wieder- und 
der Fali ist noch nicht tralctan­
diert. 

lfn St. Gallllen iin lH!aft gesetzt 

Der rninimale Informations­
fluss deutet darauf hin, dass das 
Verfahren gegen Zellweger von 
hõchster Stelle ausgelõst wurde. 
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de sei no eh nicht ab: 
Es besteht darnit 1 

keit, dass die Be:t. 
Schluss kommen, e 
fahren kônne auch 
suchungshaft weiter 
den. Zellweger kéinr 
freien Fuss komr 
die Anldagekarnmer 
Woche definitiv übe 
suchungshaft entsd 

Gewerl<schaftsbund 
fordert mehr I<ontroller 
S'll'.GA!.!.IE~. Die diese Woche er­
schienene Statistik über die Kon­
trollen zur Personenfreizügigkeit 
zeigt aus Sicht des kantonalen 
Gewerkschaftsbundes ein «We­
nig erfreuliches Bild». Die. tiefen 
Zahlen bedeuteten, dass der 
Kanton St. Gallen nach wie vor 
nur ein Minimurn an Kontrollen 
durchführe und die Problem­
branchen zu wenig genau unter 
die Lupe nehme, heisst es in 
einer Mitteilung. Damit blieben 
«sehr viele Missbrãuche unent­
declct». Der Gewerkschaftsbund 
fordert vom Kanton, die'Kontrol­
len zu intensivieren. 

Gemãss Bericht stellt St. Gal­
len für 2014 eine urn acht Pro­
zent niedrigere Zahl melde­
pflichtiger Kurzaufenthalter fest, 

Tage pro Jahr in < 

arbeiten dürfen. Viel 
sonen seien jedoch J 

Lõhne beschãftigt, 
·Gewerkschaftsbund 
dem zeige der Beri< 
Tripartite Komrnissi 
tons St. Gallen im ' 
Jahr insgesamt 407 ~ 
lãndische Betriebe u 
sonen auf Lohndu 
Scheinselbstãndigke 
te. In acht Fãllen erE 
ScheinselbstãndigkE 

nicht rechtskrãftig. ,, Arbeitnehmer also, die bis zu 90 

j 

Bei der Beurteilu 
lõhnen neige man d 
tersten Vergleichslêi 
zuziehen, kritisieren 
schafter. Sie bezw 
dies ein «wirkungsv 
hen>>. sei, um gegen 
bietungen vorzugeh 


